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Kernkraftwerk Biblis: Die grüne Basis will ihre Matadoren kämpfen sehen 
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Abschied vom Atomstrom
In aller Stille haben sich Bundeskanzler Schröder und die Strombosse auf den 

Ausstieg verständigt: In 20 Jahren soll Schluß sein mit der Kernenergie in Deutschland. Der 
öffentliche Streit geht dennoch weiter, um Aktionäre und Grüne gleichermaßen 

zu beruhigen. Ein Sieger steht bereits fest: der beharrlich verhandelnde Wirtschaftsminister Müller.
Selbst der engste Vertraute des Kanz-
lers, Regierungssprecher Uwe-Kar-
sten Heye, mußte draußen bleiben.

Erst als die Tür fest verschlossen war, star-
tete die streng vertrauliche Runde im Bon-
ner Kanzleramt. Nach genau 105 Minuten
war Gerhard Schröder mit den Chefs der
vier mächtigsten deutschen Stromkonzer-
ne handelseinig.

Entspannt bestieg Viag-Lenker Wilhelm
Simson anschließend seinen Flieger, um
den engsten Getreuen im heimischen Mün-
chen den Erfolg mitzuteilen. Auch RWE-
Chef Dietmar Kuhnt, kaum zurück in der
2

Essener Konzernzentrale, freute sich vor
Vertrauten über die „guten Gespräche“.

Nur der Kanzler mußte seine Zuversicht
zügeln. „Alle Beteiligten“, verkündete ein
zurückhaltender Gerhard Schröder, „sind
bereit, sich zu einigen.“ Für die im Januar
beginnenden Energiekonsens-Gespräche
zwischen Bundesregierung und Atomwirt-
schaft, betonte Schröder, seien „natürlich“
nur Vorarbeiten geleistet worden.

Das ist stark untertrieben. Denn der
Bundeskanzler hat seine erste wirklich hi-
storische Reform auf den Weg gebracht:
den Ausstieg aus der Kernenergie.
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Zwar vermeiden es die Akteure, offen
über Details zu reden.Aber nach dem Tref-
fen im Kanzleramt steht nicht nur die
Marschrichtung fest, sondern auch der
Zeitrahmen. Die weltweit drittgrößte
Volkswirtschaft wird sich binnen 20 Jahren
von der Kernkraft verabschieden. Bis dahin
soll der letzte Meiler abgeschaltet werden.

Als Gegenleistung für diesen großzügi-
gen Zeitrahmen sollen die Stromkonzerne
auf Milliarden-Schadensersatzklagen ge-
gen den Staat verzichten.

Die rot-grüne Bundesregierung, so der
Plan, wird mit allen Atombetreibern einen



Kanzler Schröder, Minister Müller
Staatsvertrag mit der Atomindustrie 
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Staatsvertrag schließen, in dem die Ab-
schaltzeiten der 19 laufenden Reaktoren
unwiderruflich festgehalten werden. Nach
dem Dauerstreit um die Atomkraft soll das
Paragraphenwerk den Energieversorgern
eine zuverlässige Planungsgrundlage ge-
ben – sogar für den Fall, daß sich die
Machtverhältnisse in Bonn wieder ändern.

Auch für die Grünen sind schnelle Er-
folge vorgesehen. Bereits bis Ende dieser
Legislaturperiode im Jahr 2002, das ist aus-
gemacht, können mindestens zwei ältere
Reaktoren abgeschaltet werden. Die bei-
den sind noch nicht ausgesucht. In Frage
kommen die Uraltmeiler Biblis A, Stade
und Obrigheim.

Die Montagsrunde im Kanzleramt traf
noch eine weitere wichtige Verabredung:
Auf keinen Fall dürfe der Atomdeal nach
außen dringen. Sollten dennoch Details
publik werden, wollen die beteiligten Gen-
tlemen ihr Agreement aufs schärfste de-
mentieren.

Denn das Großprojekt kann nur ver-
wirklicht werden, wenn jeder der Kontra-
henten sein Gesicht wahrt. Heftiger Streit
gehört dazu ebenso wie wechselseitige
Schuldzuweisungen und die notorischen
Unterstellungen unlauterer Absichten. Nie-
mand kann seine Position kampflos räu-
d e r  s p i e g e l  5 2 / 1 9 9 8
men, will er vor seiner Klientel nicht als
Schwächling dastehen.

Um keinen Preis dürfen sich die Kon-
zernchefs Zugeständnisse leisten – wegen
leichtfertigen Umgangs mit dem Kapital
des Unternehmens könnten die Manager
von den eigenen Aktionären vor Gericht
gezogen werden.

Natürlich will auch die grüne Basis, die im
Kampf gegen Kalkar, Brokdorf oder Gorle-
ben von der Bewegung zur Partei wurde,
ihre Matadoren kämpfen sehen. Das kon-
sequente Nein zum Atomstrom gehört zu
den letzten Gründungsmythen der Grünen.

Die Rituale des Konflikts sind ja auch zu-
verlässig abrufbar. Daß Schröder zur Run-
de mit den Konzernchefs am vorigen Mon-
tag lediglich Wirtschaftsminister Werner
Müller hinzuzog, gab dem Grünen Jürgen
Trittin die Chance zur öffentlichen Erre-
gung. Daß der Umweltminister wiederum
seine „Politik der Nadelstiche“ fortsetze,
bedauerte daraufhin pflichtschuldig der
parteilose Müller.

Seit Wochen läßt Trittin seine Ministeri-
albeamten an einer Neufassung des Atom-
rechts feilen. Mit der Novelle wollte Trittin
eigentlich noch vor Beginn der Konsens-
verhandlungen im Januar fertig sein. Der
Umweltminister versichert beharrlich, er
setze „Punkt für Punkt“ den Koalitions-
vertrag um.

Den Sozialdemokraten geht Trittin zu
weit. Die Koalitionsvereinbarung zum
Atomausstieg sei nicht zufällig nur stich-
punktartig geregelt, wendet Wirtschafts-
minister Müller ein – offen für Verhand-
lungen mit den Konzernen.

So spielt jeder Akteur seine Rolle. Müller
ist der Genosse der Bosse,Trittin der wacke-
re Kämpfer für urgrüne Ideale, obendrüber
thront Gerhard Schröder als erfolgreicher
Moderator unversöhnlicher Interessen.

Das wohlinszenierte Spiel hat seinen Sinn.
Denn was Laien für Kleinkram halten mö-
gen, kann über Schäden in Milliardenhöhe
entscheiden. Schon geringe Abweichungen
vom stillschweigenden Atomkonsens kön-
nen das gesamte Projekt gefährden.

So will der ungeduldige Umweltmini-
ster vorschreiben, daß binnen eines Jahres
alle 19 Meiler eine Sicherheitsüberprüfung
durchlaufen müssen. Das steht so im Ko-
alitionsvertrag. Trittin ließ seine Beamten
allerdings auch gleich noch festlegen, daß
bei den Meiler-Checks „der aktuelle Stand
von Wissenschaft und Technik“ als „Über-
prüfungsmaßstab“ dienen soll. Für die
Konzernchefs ist das eigentlich eine ver-
steckte Kriegserklärung. Rasch, so fürchten
sie, könnten Trittins Atombeamte die Ab-
schaltung aller 19 Reaktoren durchsetzen.

Umstritten zwischen Rot-Grün ist auch,
wie die Wiederaufarbeitung abgebrannter
Brennelemente im Ausland beendet wer-
den soll. Der grüne Umweltminister will
den deutschen Stromkonzernen die Pluto-
niumwirtschaft in Frankreich und Groß-
britannien schlicht verbieten. Für diesen
23
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Strahlengrab im Ton
Pariser Pläne für ein Atomendlager in Lothringen verärgern 
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er-Strategen Jospin, Voynet: Für immer in die T
Für jedes Problemchen“,
grummelt Heiko Maas, 32,
„gründen die Saarländer

zusammen mit ihren Nachbarn
in Lothringen ein eigenes Kaf-
feekränzchen.“ Nur die wirklich
wichtigen Dinge, die erfahre er
als Saarbrücker Umwelt- und 
Energieminister erst aus der Zei-
tung.

Irritiert hat den jugendlichen
SPD-Minister ein Beschluß der
Regierung in Paris: Die will 
im jurazeitlichen Tongestein 
des lothringischen Départements
Meuse, kaum 150 Kilometer von Maas’
Amtssitz entfernt, den Grundstein legen
für die heißeste Müllkippe Europas.

445 bis 490 Meter unter dem Hundert-
Seelen-Flecken Bure plant die staatliche
Endlagerbehörde Andra ein unterirdi-
sches Labor. Dort sollen Wissenschaftler
testen, ob die „Formation Cavallo-Ox-
fordium“, so der geologische Fachbegriff,
als Endlager für die hochradioaktiven Ab-
fälle aus derzeit 59 französischen Atom-
kraftwerken taugt. Halten die Tonschich-
ten allen thermischen und geomechani-
schen Belastungen stand, soll das „Un-
tertagelabor Ost“ später zum zentralen
Endlager der nationalen Atomwirtschaft
ausgebaut werden.

Im Jahr 2020 warten voraussichtlich
85 000 Kubikmeter hochradioaktiver
Atommüll – genug, um mehr als 20 Olym-
piaschwimmbecken zu füllen – aus dem
europaweit größten Reaktorarsenal auf
eine langzeitsichere Ruhestätte.

Nach dem Beschluß vom vorletzten
Mittwoch, dem ein monatelanges Tauzie-
hen zwischen Industrieminister Domini-
que Strauss-Kahn und seiner grünen Wi-
dersacherin, der Umweltministerin Do-
minique Voynet, vorausging, sollen schon
im Januar die Bagger anrollen. Im Jahr
2003, so die Planung, werden die ersten
Atommüllkokillen unter Tage geschafft.

Klarheit über den Verbleib des strah-
lenden Erbes ist trotzdem nicht einge-
kehrt. Denn Premierminister Lionel Jo-
spin beharrt darauf, neben dem lothrin-
gischen Tonschiefer auch Granit als mög-
liche Endlagerformation zu testen. Das
bisher favorisierte Örtchen Chapelle-
Bâton nahe Poitiers scheidet als Kandidat
aus, nachdem sich das dortige Gestein als

Endlag
ungeeignet erwiesen hat. Nun geht die
Suche von vorn los.

Das ist in Deutschland kaum anders.
Auch hier kam die rot-grüne Bundesre-
gierung zu dem Schluß, daß die einseiti-
ge Fixierung auf den Salzstock in Gorle-
ben ein Fehler war. Nach 20jähriger For-
schung im Wendland will sie nun „weite-
re Standorte in unterschiedlichen Wirts-
gesteinen auf ihre Eignung“ untersuchen
lassen.

Damit aber enden auch schon die Ähn-
lichkeiten der Situation dies- und jenseits
des Rheins. Ansonsten dominieren die
Unterschiede. In Deutschland herrscht,
wie in den meisten Ländern der Welt, zu-
mindest über eines Einigkeit: Die „End-
lagerung in tiefen geologischen Forma-
tionen“ gilt als einziger Weg, sich des
Atommüllproblems dauerhaft zu entle-
digen. Genau das aber ist in Frankreich
heftig umstritten.

Paradoxerweise sind es besonders Um-
weltorganisationen wie Greenpeace und
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die Grünen mit der Umweltmi-
nisterin an der Spitze, die ein 
unwiderruflich verschlossenes
Strahlengrab fürchten. Statt des-
sen schlagen sie vor, die heißen
Abfälle „oberflächennah“ und
vor allem jederzeit „rückholbar“
einzulagern. Nur so sei es mög-
lich, das Lager zu räumen, falls es
sich irgendwann als undicht er-
weist.

Unterstützung erhalten die
Umweltschützer von ungewohn-
ter Seite: Fortschrittsoptimisten
hoffen, dereinst werde die Tech-

nik Wege finden, die gefährliche Hinter-
lassenschaft des Atomzeitalters zu ent-
schärfen. Andere setzen darauf, daß 
sich die Welt irgendwann auf eine
gemeinsame Lösung des Endlagerpro-
blems einigen wird – irgendwo außer-
halb Frankreichs. Und dann gibt es noch
die Anhänger der Schnellen Brüter. Va-
rianten dieses Reaktortyps, so verspre-
chen sie, seien in der Lage, gerade die ge-
fährlichsten und langlebigsten Isotope
aus dem Spaltstoffcocktail zu zertrüm-
mern.

Angesichts einer so vielfältigen Oppo-
sition benötigte das auch intern gespal-
tene Pariser Kabinett Monate, bis über
den Beschluß zum Bau des geplanten Un-
tertagelabors endlich Einigkeit hergestellt
war. Denn dessen Gegner schmähen es
als Zwischenschritt auf dem Weg zu ei-
nem Endlager, in dem strahlender Müll
für immer in der Tiefe begraben wird.

Diese Ängste sucht die Regierung Jos-
pin nun mit Versprechungen zu zer-
streuen. Ausdrücklich beteuern die Pla-
ner, daß sie die „Logik der Rückholbar-
keit“ nicht opfern wollen. So erging der
Auftrag an die Wissenschaft, nach Wegen
zu suchen, wie die eingelagerten Contai-
ner auch nach 50 oder 100 Jahren, ja
selbst nach mehreren Jahrhunderten wie-
der aus dem Schacht emporgehievt wer-
den könnten.

Zudem sichert die Regierung zu, auch
eine oberflächennahe Entsorgung noch
nicht endgültig zu verwerfen. An einem
Standort im südfranzösischen Départe-
ment Gard wollen die Wissenschaftler
prüfen, ob der Strahlenmüll nicht auch
rund 20 Meter unter der Erde verscharrt
werden könnte.
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Wiederaufarbeitungsanlage La Hague: Deutschen
Fall, hält Müller dagegen, drohen die 
Franzosen, postwendend sämtlichen deut-
schen Atommüll aus La Hague zurückzu-
schicken.Auf einen Schlag, warnt der Wirt-
schaftsminister, wären „rund 200“ Atom-
transporte fällig.

Zudem will Müller auf jeden Fall Scha-
densersatzklagen aus Frankreich vermei-
den. Dazu werde es gar nicht kommen, so
behauptet Trittin, wenn der Ausstieg aus
der Wiederaufarbeitung vom deutschen
Parlament beschlossen sei.

Im Kern, betont Müller, wolle er genau
wie Trittin die Wiederaufarbeitung unwi-
derruflich beenden. Doch um den Franzo-
sen Spielraum für Verhandlungen zu las-
d e r  s p i e g e l  5 2 / 1 9 9 8

Salzstock bei Gorleben 
„Endlagerung in tiefengeologischen Formatio

 Atommüll einfach zurückschicken? 
sen, stehe im Koalitionsvertrag die diplo-
matische Formel „Beschränkung der Ent-
sorgung auf die direkte Endlagerung“.

Schröder ergriff Partei für seinen Wirt-
schaftsminister – und damit gegen den grü-
nen Umweltressortchef.Vor der Kabinetts-
sitzung vergangenen Mittwoch nahm der
Kanzler den widerspenstigen Trittin zur
Seite, um ihn auf den gemeinsamen Kurs
einzuschwören. Dann stornierte der Kanz-
ler die Atomnovelle erst einmal.

Am Tag zuvor mußte sogar der Ober-
Grüne Joschka Fischer ins Kanzleramt, zur
Deeskalation. Der Außenminister befürch-
tete, daß sich Trittin mit überzogenen For-
derungen zwangsläufig in die Rolle des

Verlierers manövriert. Dabei
müßte die Öko-Partei den Aus-
stieg doch als ihren Erfolg dar-
stellen.

Trittin und Schröder haben
Erfahrung darin, Streit profes-
sionell ausufern zu lassen, um
ihn dann wieder zu drosseln.
Das Duo hat das in Nieder-
sachsen von 1990 bis 1994 vor-
gemacht: beim Bau der Erdgas-
pipeline durchs Wattenmeer
oder der Daimler-Benz-Test-
strecke im Emsland. Der eine
wetterte als Minister für Bun-
des- und Europa-Angelegen-
heiten gegen die Projekte, der
andere ergriff als SPD-Landes-
vater Partei für die Belange der
Wirtschaft. Das Ergebnis war
immer das gleiche: Schröder
setzte sich durch,Trittin wahrte
seinen Ruf als linker Kämpfer.

Ähnlich soll es auch diesmal
enden. Rezzo Schlauch, grüner
Fraktionschef, ist sich schon 
sicher: „So wird es nicht lau-
fen – daß sich Rot-Grün strei-
ten, und die Stromchefs haben
gewonnen.“

Die Energiebosse haben sich
vorsorglich mit Munition ein-
gedeckt. Pünktlich servierte
der Branchenverband VDEW
am vorigen Dienstag ein Gut-
achten, das schon seit Wochen
in der Schublade lag. Ein allzu
schneller Ausstieg aus der
Atomkraft, so die wohlkalku-
lierte Botschaft, würde die
Deutschen knapp 90 Milliarden
Mark und bis zu 150 000 Ar-
beitsplätze kosten.

Zusätzlich ließen die Strom-
chefs von Experten in ihren
Konzernen weitere Horrorzah-
len zusammentragen. Rund 83
Milliarden Mark Schadenser-
satz müßte die Bundesregie-
rung angeblich für entgange-
nen Gewinn der Konzerne zah-
len, wenn alle 19 Meiler sofort
stillgelegt würden. Allein fürnen“
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Wie auch immer sich die Franzosen
entscheiden – spätestens im Jahr 2006, so
verlangt es das 1991 verabschiedete „Ge-
setz über die Behandlung radioaktiver
Abfälle“, müssen die staatlichen Atom-
müllverwalter ein Konzept präsentieren –
und einen Standort für ein Endlager.

Das wird Dominique Voynet wohl auch
ihrem Saarländer Kollegen Heiko Maas
mitteilen, der Anfang der Woche bei der
grünen Ministerin in Paris seine Zweifel
daran anmeldete, daß Tonschichten als
dauerhafte Atommüll-Herberge geeignet
seien. Gerd Rosenkranz
25



Zwischen Aufbruch und Abbruch  Kernenergie in Deutschland

1961 Inbetriebnahme des ersten deutschen
Kernkraftwerks in Kahl am Main.

0,03%

3,7%

14,3%

36,0%

33,0%

*Gesamtdeutschland

1979 Ein Störfall im Kraftwerk bei Harrisburg in
den USA führt fast zum GAU.

1986 Die SPD beschließt den Ausstieg aus
der Kernenergie innerhalb von 10 Jahren. Der
Protest gegen eine Wiederaufbereitungsanla-
ge im oberpfälzischen Wackersdorf erreicht
seinen Höhepunkt.

1989 Aus für Wackersdorf.

1993 Erste Gespräche für einen Energiekonsens
zwischen Bundesregierung, Opposition

    und Kraftwerksbetreibern scheitern.
Weitere Anläufe enden 1995 und 1997
ebenfalls ergebnislos.

1991 Aus für den Plutonium-Reaktor: Der „schnelle
Brüter“ in Kalkar wird aufgegeben.

1997 Wachsender Widerstand gegen Atommüll-
Transporte. Nach Anschlägen müssen die
Transportrouten mit großem Polizeiaufwand
gesichert werden.

Anteil der Kernenergie
an der Stromerzeugung

1976 Die Anti-Atom-Bewegung gewinnt Zulauf,
der Staat hält mit Polizeigewalt dagegen.
Schwere Ausschreitungen während einer Groß-
demonstration gegen das Kraftwerk Brokdorf.

1980 Das Gebiet des geplanten atomaren
Endlagers im niedersächsischen Gorleben
wird besetzt.

1986 Die Katastrophe von Tschernobyl erschüt-
tert auch in Deutschland das Vertrauen in die
Sicherheit der Kernenergie.

1990 Nach der Wiedervereinigung:
Die Kernkraftwerke sowjetischer
Bauart in den neuen Bundes-
ländern werden nach und
nach stillgelegt.

1989 Stillegung des Hochtemperatur-
reaktors in Hamm-Uentrop.

1998 Die neue rot-grüne Regierung schreibt den
Ausstieg aus der Atomkraft in ihr Programm, sie
                   nennt aber zunächst keinen Zeitplan.

1989 Letzte Inbetriebnahme eines Kernkraft-
werks in Deutschland (Neckarwestheim 2).

1961 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 96*

1977 Nicht zuletzt unter dem Eindruck der Ölkri-
se hält die Bundesregierung einen Ausbau der
Kernenergie für unerläßlich. Planung: 85 Giga-
watt im Jahr 2000 (1997: 23 Gigawatt).
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Deutschland

Wilhelm Simson, Viag Dietmar Kuhnt, RWE

L
. 

JA
R

D
A
I 

/
 M

O
D

U
S

Manfred Timm, HEW Hans-Diether Imhoff, VEW

Deutsche Atommanager
Jeder Akteur spielt seine Rolle
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die Schnellabschaltung des 1,3 Gigawatt-
Reaktors Neckarwestheim 2, so die Kal-
kulation der Stromer, würden 8,3 Milliar-
den Mark fällig. Der Meiler Obrigheim
wäre dagegen schon für 900 Millionen
Mark zu haben. Das kann und will sich die
Bundesregierung natürlich nicht leisten.

Am Tag vor Heiligabend wollen sich die
Vorstandschefs aller neun Stromprodu-
zenten in der Zentrale des Münchner Bay-
ernwerks treffen, um endgültig zu ent-
scheiden, mit welchen Zahlen sie die Ener-
giekonsens-Gespräche offiziell eröffnen.
Um eine flexible Drohkulisse aufzubauen,
haben sich die Unternehmenslenker auch
preiswertere Varianten ausrechnen lassen.

Die Verteidigungsfront der Stromer ist
ohnehin nur scheinbar undurchdringlich.
Überraschend verkündete der Dortmun-
der Energieversorger VEW vor wenigen
Wochen, daß am Atomkraftwerk Lingen,
dem einzigen VEW-Meiler, bald ein de-
zentrales Zwischenlager für die abge-
brannten Brennelemente entstehen soll,
um Castor-Transporte künftig zu vermei-
den – ganz im Sinne von Rot-Grün.

Dabei hatten die Vorstände der anderen
Stromunternehmen dringend gebeten, so
kurz vor Beginn der Konsensverhandlun-
gen keine Zugeständnisse mehr zu ma-
chen. VEW-Energiechef Hans-Diether Im-
hoff überhörte die Mahnungen. Er ist auf
das Wohlwollen der neuen Bonner Herren
besonders angewiesen – ein Verlust ihres
einzigen Meilers würde die Dortmunder
Stromer empfindlich treffen.

Richtig nervös ist auch Manfred Timm,
Chef der Hamburgischen Electricitäts-
Werke (HEW). „Der Atomausstieg“, warn-
te der Manager, könne „zu einer Wettbe-
werbsverzerrung unter den deutschen
Elektrizitätserzeugern führen.“ Die Sorge
26
ist verständlich. Kein anderes deutsches
Energieunternehmen ist derart nuklearab-
hängig: Rund 80 Prozent des HEW-Stroms
kommen aus Atomkraft. Zudem gelten die
Alt-Meiler Stade und Brunsbüttel als ab-
schaltverdächtig; an beiden sind die Han-
seaten beteiligt.

Zur Verabredung, die Atomkraftwerke
binnen 20 Jahren im Konsens abzuschalten,
haben auch die Gewerkschaftsbosse indi-
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rekt beigetragen, für die SPD noch immer
eine Macht. Diskret wurden Hubertus
Schmoldt (Bergbau, Chemie, Energie) und
Herbert Mai (ÖTV) im Kanzleramt vor-
stellig. Eindringlich warnten beide vor Job-
verlusten in der Stromwirtschaft. Für ihn,
so beruhigte der Kanzler, stehe „nicht ein
Ausstieg im Mittelpunkt“, sondern der
„Einstieg in eine zukunftsfähige Energie-
versorgung“.

Im Zweifel läßt Schröder selbst politi-
sche Freunde fallen, die ihm bei seiner er-
sten Großtat als Kanzler in die Quere kom-
men könnten. Dem Umweltminister in
Niedersachsen, Wolfgang Jüttner, entzog
er im Oktober kurzerhand das Mandat zur
Vorbereitung der rot-grünen Koalitions-
vereinbarung in Sachen Atom.

Der Landesressortchef hatte wichtige
Vorarbeiten für das Ausstiegskonzept ge-
leistet, doch dann machte Jüttner den Grü-
nen voreilig in Sachen Beweislast-Umkehr
Zugeständnisse, fand Schröder. Bisher müs-
sen im Zweifel die Behörden beweisen, daß
der Betrieb eines genehmigten Atommei-
lers riskant ist; die Grünen wollen nun ein-
führen, die Konzerne sollten beweisen, daß
ihre Meiler risikofrei laufen. Prompt ließ
Schröder seinen Müller die Klauseln für
den Ausstieg aushandeln.

Wie kein zweiter in der Bonner Koali-
tion kennt der einstige Veba-Vorstand Mül-
ler die Stärken und Schwächen der Ener-
giekonzerne. Akribisch bereitete Müller
das Treffen Schröders mit den vier mäch-
tigsten Strombossen vor.

Daß ihm gerade deshalb viele Grüne
mißtrauen, ist dem politischen Querein-
steiger letztlich egal. „Wir sitzen ja nicht im
Sandkasten“, meint er staatsmännisch,
„sondern wir machen Politik.“

Hendrik Munsberg


